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123 Ausgabe A. 


Geſetzhlatt 


für die Freie Stadt Danzig 


Mr. 15 Ausgegeben Danzig, den! 5 . Mai 1926 


Inhalt. Geſetz betreffend die Rechtsverhältniſſe von Pfandbriefen, die auf Deutſche Mark lauten (S. 123. — 
Verordnung über Aenderung der Verſorgungsgebührniſſe vom 1. April 1926 ab (S. 125). — Beitritt der Freien 
Stadt Danzig zu dem internationalen Abkommen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen (S. 125). — Beitritt Litauens 
zum Abkommen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen (S. 125). — Ausdehnung des internationalen Abkommens über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen auf die Inſel Alderney (S. 125). 


33 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend die Rechtsverhältniſſe von Pfandbriefe, die auf Deutſche Mark lauten. Vom 3. 5. 1926, 


Sch, 
Für die Anſprüche aus Pfandbriefen von Grundkreditanſtalten, die auf Deutſche Mark alen 
gelten die folgenden Beſtimmungen: 8 
2. 


Die Befriedigung der im 5 1 bezeichneten Anſprüche erfolgt ausſchließlich aus einer hierzu zu 
bildenden Teilungsmaſſe. Die Gläubiger ſind nicht berechtigt, zu anderen Zeiten und in anderer 
Höhe Anſprüche auf Befriedigung zu ſtellen, als durch Verteilung der Maſſe. 


3. 
Zur Teilungsmaſſe fließen: 
a) alle Werte, die zur Deckung für die auf Deutſche Mark lautenden . beſtimmt 1 
nebjt dem, was für fie und aus ihnen einfommt, 
b) das ſonſtige Vermögen der ۰ 
8 4. 
(1) Die von dem $ 1 genannten Kreditanſtalten ausgegebenen Tilgungshypotheken gelten fortan 
als gewöhnliche Darlehnshypotheken. 
(2) Bei ihnen werden zur Berechnung des Goldmarkbetrages die REN Tilgungsbeiträge wie 
folgt angerechnet: 
bis 31. Dezember 1917 zum Nennwert 
für 1918 mit 50% des Nennwertes 


ene ON 1 
FLO „ 5% ۲ 
OSL BSB 


„ 1922 „ 0,058 Nennwertes. 


Die nach dem 31. Dezember 1922 entrichteten planmäßigen Tilgungsbeiträge bleiben außer Betracht. 


8 5. ١ 
() Die zur Tilgungsmaſſe eingehenden Geldbeträge find bis zu ihrer Ausſchüttung verzinslich 
anzulegen. : 
(2) Der Senat kann eine andere Anlegung geſtatten. 


§ 6. 
(1) Von dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes an finden während der Dauer des Wala 
die Satzungsvorſchriften über 
a) die Deckung der Pfandbriefe durch einen gleich hohen Betrag von Hypotheken, 
b) die Eintragung der Deckung in Regiſter oder Bücher, 
e) die Kündigung von Pfandbrieſen, 
d) die Tilgungsfonds, 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 13. 5. 1926.) 
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in Anſehung der Pfandbriefe und der Teilungsmaſſe keine Anwendung. Das Gleiche kann mit 
Genehmigung des Senats von den Kͤreditanſtalten hinſichtlich anderer Satzungsvorſchriften beſtimmt 
werden, welche mit der Durchführung des Verteilungsverfahrens nicht im Einklang ſtehen. 
(2) Von dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes an finden auch Arreſte und Zwangsvollſtreckungen in 
die Teilungsmaſſe nicht ſtatt. 
ST. 
.)1( Die Verwaltung der Teilungsmaſſe erfolgt durch den Vorſtand der Grundkreditanſtalt und 
deren Staatskommiſſar, im Streitfalle entſcheidet der Senat. 
١ (2) Die auf Grund des Geſetzes betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuld— 
verſchreibungen vom 4. Dezember 1899 (Reichsgeſetzbl. S. 691) beſtellten Vertreter der Gläubiger ſind 
berechtigt, allmonatlich Auskunft über die Verwaltung der Teilungsmaſſe zu fordern. 
8 8. 
(1) Die Teilungsmaſſe darf nur zur Befriedigung der in 5 1 bezeichneten Anſprüche und zur 
Deckung der Koſten der Verwaltung verwendet werden. 
(2) Die Höhe der Verwaltungskoſten beſtimmt der Staatskommiſſar. Gegen ſeine Entſcheidung 
kann die des Senats angerufen werden. و‎ 


(1) Die Teilungsmaſſe abzüglich der Verwaltungskoſten wird gleichmäßig unter die Gläubiger im 
Verhältnis der Goldmarkbeträge ihrer Anſprüche (§s 3 und 6 des Geſetzes über den Ausgleich der 
Geldentwertung vom 7. April 1925 — Geſetzbl. S. 111 — verteilt. 

(2) Zinsſcheine der Pfandbriefe werden nicht eingelöſt, neue Zinsſcheine werden nicht ausgegeben. 


§ 10. 

Der Schuldner kann vom 30. Juni 1926 an das Kapital der Hypothek in Pfandbriefen zurüd- 
zahlen, wenn er Pfandbriefe in der Menge leiſtet, die von der Grundkreditanſtalt mit Zuſtimmung des 
Senats auf Grund des Verhältniſſes des Geſamtbeſtandes der Teilungsmaſſe und des Goldmarkbetrages 
des Pfandbriefumlaufes öffentlich bekannt 8 iſt. 

8 11 

Mit der Verteilung iſt 5 beginnen, ۵ nach der Entſcheidung des Staatskommiſſars hinreichend 
Barmaſſe vorhanden iſt. Teilzahlungen werden nur gegen Vorlegung, Schlußzahlung wird nur gegen 
Einlieferung der Pfandbriefe geleiſtet. ا‎ 

5 12. 

Bei Teilzahlungen ſind die auf die nicht vorgelegten Pfandbriefe entfallenden Beträge von der 
Teilungsmaſſe zu trennen und als Sondermaſſe zu verwalten. Aus dieſer ſind auf die nachträglich, 
jedoch vor der Schlußverteilung, vorgelegten Pfandbriefe die gleichen Teilzahlungen zu leiſten. 

§ 13. 

Von dem Senat iſt der Zeitpunkt feſtzuſtellen, in welchem ſämtliche Erträge und Leiſtungen der 
Teilungsmaſſe zugefloſſen ſind. 

8 14. 

(1) Späteſtens 6 Monate vor der Schlußverteilung find diejenigen Pfandbrief-Gläubiger, die an 
den vorhergehenden Teilzahlungen mit teilgenommen haben, aufzufordern, binnen 4 Monaten ihre 
Anſprüche bei dem Vorſtand unter Vorlegung der Pfandbriefe anzumelden. 

(2) Das Aufgebot des Abſatzes 1 iſt im Danziger Staatsanzeiger und in je einer vom Vorſtand 
zu beſtimmenden reichsdeutſchen und polniſchen Zeitung zu veröffentlichen. 

§ 15. 

(1) Bei der Schlußverteilung werden nur diejenigen Pfandbriefe berückſichtigt, die entweder bei 
einer früheren Verteilung teilgenommen haben oder deren Gläubiger ihre Anſprüche gemäß 5 14 att 
gemeldet haben. 

(2) Verſpätet angemeldete Anſprüche können berückſichtigt werden, wenn die Verteilung dadurch 


nicht verzögert wird. 
8 16. 


(1) Soweit in dieſem Geſetz Beſtimmungen 8 ſind, die dem Geſetz über den Ausgleich der 
Geldentwertung vom 7. April 1925 — Geſetzbl. S. 111 — widerſprechen, wird das zuletzt genannte 
Geſetz inſoweit abgeändert. 

(2) Soweit bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes Pfandbriefgläubiger auf Grund der alten Be— 
ſtimmungen einen vollſtreckbaren Titel gegen die Grundkreditanſtalt erwirkt haben, findet aus dieſem 
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eine Zwangsvollſtreckung nicht ſtatt. Anhängige Rechtsſtreite werden nicht weiter durchgeführt. Die 
gerichtlichen Koſten trägt der Kläger, die außergerichtlichen werden gegeneinander aufgehoben. 
§ 17. 
Der Senat wird ermächtigt, die etwa erforderlich werdenden Durchführungsverordnungen zu erlaſſen. 
Danzig, den 3. Mai 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Volkmann. 


34 | Verordnung 
über Anderung der Verſorgungsgebührniſſe vom 1. April 1926 ab. Vom 26. 4. 1926. 

Gemäß Artikel IV des Geſetzes, betreffend Abänderung des Verſorgungsgeſetzes über die Verſorgung 
der Militärperſonen uſw. und anderer Verſorgungsgeſetze, vom 1. 10. 25 (Geſetzbl. 25 S. 267 ff.) wird 
die zu den Verſorgungsgebührniſſen (Rente, Zuſatzrente uſw.) zu gewährende e mit 
Wirkung vom 1. April 1926 ab auf 19 v. H. feſtgeſetzt. 

Danzig, den 26. April 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


35 Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem internationalen Abkommen 

über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. Vom 11. Oktober 1909. 

Vom 27. 4. 1926. 
Auf Grund des Geſetzes vom 21. September 1922 (Geſetzbl. S. 444) wird hiermit verkündet: 

Die Freie Stadt Danzig iſt dem internationglen Abkommen über den Verkehr mit Kraftfahr— 

zeugen vom 11. Oktober 1909 beigetreten. Der Beitritt iſt mit dem 1. Mai 1922 in Kraft getreten. 
Danzig, den 27. April 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


36 Beitritt Litauens zum Abkommen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 
Vom 27. 4. 1926. 


Litauen iſt dem internationalen Abkommen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 11. Oktober 
1909 mit Wirkung vom 1. Mai 1925 entſprechend dem Artikel 19 des Abkommens beigetreten. 


Danzig, den 27. April 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


37 Ausdehnung des internationalen Abkommens über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen auf die Inſel Alderney. 
Vom 27. 4. 1926. 


Die britiſche Regierung hat die Ausdehnung des internationalen Abkommens über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen vom 11. Oktober 1909 auf die Inſel Alderney angezeigt. Das Abkommen verpflichtet 
die Inſel Alderney vom 1. Mai 1924 an gemäß Artikel 11 des Abkommens. 


Danzig, den 27. April 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die ER 178 Danzig Ausgabe Au. B je 3,00 6 b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 6, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 6. Beſtellungen haben bei der een Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87 Bezugspreis zu a) 1,80 6, zu b) 1,20 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Geile oder deren Naum = 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: ا‎ des قح تایب‎ und یود و‎ — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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